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Stellenbeschreibung (Arbeitsplatzbeschreibung) 

I.  

Amt Organisationseinheit Stellennummer 
36 
 

360200 
 

 
 

derzeitige/ r 
Stelleinhaber/ in 

Dienstbezeichnung/ 
Funktion 

aktueller 
Stellenwert 

Stellenwert nach 
Neubewertung 

 Sachbearbeiter/in Beantragt:  
TVöD E12 

 

 

Anforderungsprofil der Stelle (personenunabhängig, Berufsabschluss/ Qualifikation) 
 Abgeschlossenes ingenieurwissenschaftliches Studium (Abschluss Dipl.-Ing. (FH) 

oder Bachelor) 
 Mehrjährige Berufserfahrung, vorzugsweise in den genannten Aufgabenbereichen 
 Zusatzqualifikationen im Bereich in räumlicher Planung 

 

Organisatorische Eingliederung 
der/ die Stelleninhaber/ in ist unterstellt 
(Stellennummer) 

der/ die Stelleninhaber/ in vertritt aktiv im 
Falle einer Abwesenheit (Stellennummer) 

14094 
 

 

der/ dem Stelleninhaber/ in sind unterstellt 
(Stellennummer) 

der/ die Stelleninhaber/ in besitzt folgende 
Vollmachten und Entscheidungsbefugnisse 

 
 

 
 

 

 

II.  

Arbeitsvorgänge und geforderte Kenntnisse 
Lfd. Nr. I. Beschreibung der Haupt- und Einzeltätigkeiten 

 
(vermeiden Sie Begriffe wie Mitarbeit, Mitwirkung, Bearbeitung, Betreuen und nutzen 
Sie klare Begriffe wie entscheidet über, berät, bestimmt, erarbeitet, prüft usw.) 

 
II. erforderliche Kenntnisse und Vorschriften  

 
(Angabe der Paragraphen/ Abschnitte etc. von Gesetzen, Verordnungen, internen 
Richtlinien usw.) 

 
 

Anteil 
an 
Gesamt
zeit in v. 
H. 

1. I. Projekte zur Elektromobilität 

Entwickelt und steuert Projekte zur Elektromobilität, wie Projekte zur 
Ladeinfrastruktur, der weiteren Elektromobilisierung und Projekte zu 
Wasserstofffahrzeugen und der dafür notwendigen Infrastruktur  

Untersucht Finanzierungsmöglichkeiten und beantragt Fördermittel für 
die Maßnahmen 
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Wickelt die Förderprojekte mit dem Fördermittelgeber ab 

Unterstützt beteiligte städtische Ämter und Betriebe fachlich bei der 
Vorbereitung, Planung und Umsetzung einzelner Maßnahmen 

- Berät und informiert über Fördermöglichkeiten 
- Unterstützt bei der Beantragung und Abwicklung von 

Förderungen 

Vertritt die Belange des Umweltamtes in Abstimmungsterminen, in 
ämterübergreifenden Arbeitsgruppen und Besprechungen sowie in 
Bürgerversammlungen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung. 
 
Präsentiert die Projektergebnisse in politischen Gremien, der 
Öffentlichkeit und bei Ämtern und Fachbehörden. 

II.  
- Gesetz zur Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch 

betriebener Fahrzeuge (EmoG) 
- Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharing (CsgG) 
- Straßenverkehrsgesetzt (StVG) 
- Straßenverkehrsordnung (StVO) 
- Straßenverkehrszulassungsordnung (StVZO) 
- Verordnung über die Zulassung von Personen zum 

Straßenverkehr (FeV) 
- Ladesäulenverordnung (LSV) 
- EU-Verordnung zum Schutz natürlicher Personen bei der  

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung) 

- Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
- Hessisches Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz 

(HDSIG) 
 

2. I. Umsetzung der Themenfelder Mobilität im Integrierten 
Klimaschutzkonzept 

 
Entwickelt und bearbeitet konzeptionell Maßnahmen aus dem 
Handlungsfeld „Mobilität“ des Klimaschutzkonzeptes 
 
führt eigene, auch komplexe Projekte zum Themenfeld Mobilität des 
„Integrierten Klimaschutzkonzeptes Wiesbaden“ aus und setzt sie um 
wie bspw. 
 

- Fuhrpark- und Mobilitätsmanagement der städtischen 
Verwaltung einschließlich der städtischen Gesellschaften 

- Elektromobilisierung des städtischen Fuhrparks 
- Ladeinfrastruktur und Projekte zur weiteren 

Elektromobilisierung (klimafreundlicher motorisierter 
Individualverkehr 

- Projekte zu Wasserstofffahrzeugen und der dafür notwendigen 
Infrastruktur 

 
Entwickelt und bearbeitet konzeptionell insbesondere auch die 
Einbindung von klimaneutraler / verkehrssparsamer Mobilität in die 
Siedlungsentwicklung und die Bauleit-/städtebauliche Planung 
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Initiiert und unterstützt Projekte Dritter, insbesondere beteiligte 
städtische Ämter und Betriebe fachlich bei der Vorbereitung, Planung 
und Umsetzung einzelner Maßnahmen 

- Berät und informiert über Fördermöglichkeiten 
- Unterstützt bei der Beantragung und Abwicklung von 

Förderungen 

 
Bereitet vor und führt Vergaben von Fachgutachten u.ä. an externe 
Gutachter aus 

II.  
- Gesetz zur Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch 

betriebener Fahrzeuge (EmoG) 
- Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharing (CsgG) 
- Straßenverkehrsgesetzt (StVG) 
- Straßenverkehrsordnung (StVO) 
- Straßenverkehrszulassungsordnung (StVZO) 
- Verordnung über die Zulassung von Personen zum 

Straßenverkehr (FeV) 
- Ladesäulenverordnung (LSV) 
- EU-Verordnung zum Schutz natürlicher Personen bei der  

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung) 

- Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
- Hessisches Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz 

(HDSIG) 
- Vergabegesetze und -richtlinien (kommunal, Landes- und 

Bundesvorgaben) wie bspw. HOAI, VOB, VOL, VOF, 
Verordnung über die Preise bei öffentlichen Aufträgen, EU-
Dienstleistungsrichtlinie, Dienstanweisung für die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen (DVL) 

- spezielle EDV-Kenntnisse (Ausschreibungssoftware, 
geographische Informationssysteme); 
 

3.    I. Maßnahmen zur Lärmminderung 

Bewertet die Lärmsituation und die Ergebnisse der Lärmkartierung 
und entwickelt darauf aufbauend Maßnahmen, Konzepte und 
Strategien zur Lärmminderung im Rahmen der Lärmaktionsplanung, 
wie Lärmschutzwände und Förderprogramme für Schallschutzfenster. 

Koordiniert die Umsetzung der Maßnahmen zur Lärmminderung mit 
den beteiligten städtischen Ämtern und Eigenbetrieben, den 
Ortsbeiräten, dem Regierungspräsidium Darmstadt, dem Hessischen 
Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, dem Hessischen Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Landesentwicklung sowie beteiligten 
Unternehmen und Initiativen. 

Analysiert die Wirksamkeit der Maßnahmen hinsichtlich der 
Lärmminderung und evaluiert die Maßnahmen, Konzepte und 
Strategien unter Betrachtung von ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Gesichtspunkten. 
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II.  

- Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Bewertung und Bekämpfung von 
Umgebungslärm - EU-Umgebungslärmrichtlinie 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
- 34. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über die Lärmkartierung 
– 34. BImSchV) 

- 6.  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm – TA Lärm) 

- Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen (RLS 90) 
- Berechnungsverfahren für den Straßenverkehrslärm (VBUS), 

den Schienenverkehrslärm (VBUSCH), den Gewerbelärm 
(VBUI), den Fluglärm (VBUF-AZB und VBUF-DES) und die 
Ermittlung der Belastetenzahlen (VBEB) 

 

Die beschriebenen Aufgaben werden vom Stelleninhaber/ der Stelleninhaberin 

wahrgenommen seit: ___________________ 

Der/ die Stelleninhaber/ in besitzt folgende Ausbildung/ Qualifikation: ___________________ 

aufgestellt: Dr. Döll,  12.07.2019 
 
_________________________ 

geprüft: 
 
__________________________ 

(Name, Unterschrift, Datum) (Name, Unterschrift, Datum)  
  
z. K. genommen: 
 
_________________________ 
(Name, Unterschrift, Datum) 

III.  

Ergebnis Stellenbewertung durch 110310 
Vergütungs-, Entgelt-, Besoldungsgruppe Name, Unterschrift, Datum 
 
 

 
 

 


